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Zeitung. 


Erpedition: Herrenstraße Nr. 20. Außerdem übernehmen alle Poſt⸗ 
Anſtalten Beſtellungen auf die Zeitung, welche Sonntag und Montag 
einmal, an den übrigen Tagen zweimal ericheint, 


Mittwoch, den 2. Juli 1862. 


Telegraphiſche Depeſchen und Nachrichten. 

Paris, 1. Juli. Der heutige „Moniteur“ veröffentlicht einen 
Bericht des Generals Lorencez aus Orizaba vom 22, Mai. Der: 
ſelbe enthält die Details über den Angriff auf Guadalupe und con⸗ 
ſtatirt, daß die feindliche Artillerie ein gut gerichtetes Feuer unterhalten 
babe. Der General war über die Bedeutſamkeit von Guadalupe ge⸗ 
läuſcht. Die Truppen bewieſen einen bewundernswerthen Muth, wur: 
den aber dennoch gezwungen, ſich zurückzuziehen. Der Verluſt beträgt 
an Todten 15 Officiere und 162 Mann, an Verwundeten 20 Offi⸗ 
ciere und 285 Mann. Der Verluſt des Feindes beläuft ſich auf 1000. 
Bis zum 11ten wurde auf dem Plateau von Amozok gewartet, weil 
die Mexicaner ſich mit uns vereinigen ſollten, aber vergeblich. Zuo⸗ 
laga hatte am Morgen des öten mit Juarez ein Arrangement ge: 
troffen, welches ihn verpflichtete, die Armee des Generals Marquez 
während unſerer Anweſenheit vor Puebla zu lähmen. Der Rückzug 
wurde, ohne beunruhigt zu werden, bewerkſtelligt. General Loren cez 


Landtags = Verhandlungen. 


16. Sitzung des Hauſes der Abgeordneten (A, Juli). 
Präſident Grabow eröffnet die Sitzung um 10% Uhr. Am Miniſter⸗ 
Tiſch der Kultusminiſter v. Mübler. 

Unter den Urlaubsgeſuchen, die auf längere Zei: lauten, befindet ſich das 
des Abg. Simſon zur Wiederherſtellung ſeiner Geſundheit. Abg. Graf 
Schwerin iſt in das Haus eingetreten und hat neben Herrn v. Vincke 
Platz genommen. f 8 

Man geht ſofort in die Tagesordnung ein, den erſten Petitions: 
bericht, über den bereits ausführliche Mittheilung gemacht worden iſt. 
Die erſte Petition iſt die Beſchwerde von Mitgliedern in Delitzſch wegen 
Einführung eines Anhanges zum Geſangbuche ohne Anfrage bei der Ge⸗ 
meinde. Die Commiſſion will dieſelbe ver tal. Staatsregierung zur Abhilfe 
überweiſen. Dagegen erhebt ſich der Abg. Oſterrath, da dieſe Rechtsver⸗ 
letzung nicht zur Competenz des Hauſes gehöre, fie vielmehr eine innere An⸗ 
gelegenheit der Kirche betreffe, für die Art. 15 der Verf.⸗Urkunde die Ga⸗ 
rantie der Autonomie zuſage. — Abg. Eberty: Der Oberkirchenrath, auf 
deſſen rechtlichen . er übrigens hier nicht eingehen wolle, habe ſelber 
die Autonomie der Kirchengeſellſchaften in liturgiſchen Angelegenheiten aus⸗ 
geſprochen. Da jedoch eine beſtimmte Form dafür nicht gegeben ſei, jo habe 
die Regierung in der vorliegenden Frage einen ausdrücklichen Widerſpruch 
der Gemeinde als nothwendig angenommen und denfelben hier vermißt. 
Das ſei jedoch eine Verkennung der Rechtsgrundſätze; die Gemeinde habe 
entſchiedenen Anſpruch darauf, zuſammenberufen und gehört zu werden. Er 
ſtimme deshalb für den au e die — Abg. v. Vincke (Star⸗ 

ard): Die Commiſſion habe Unkecht, dieſe Beſchwerde als eine innere Kir⸗ 
Genangelegenheit anzuerkennen und doch ein Urtheil darüber zu fällen. 
Läge auch bierbei eine Rechtsverletzung zugleich vor, jo habe das Haus doch 

nur Anlaß, ſich damit zu befhäftigen, wenn die Klage darüber von Privat⸗ 
perfonen ausgehe, nicht aber von einer Kirchenbehörde ſeloſt. Die katholi⸗ 
ſchen, wie die jüdiſchen Mitglieder des Hauſes würden in Verlegenheit gera⸗ 

then, hier ein Urtheil fällen zu ſollen. Und wie ſolle die Regierung die ge: 
forderte Abhilfe ſchaffen, da der Kultusminiſter ſelbſt ja nicht. competent ſei, 

in die Anordnungen des Oberkirchenraths einzugreifen? Die einzige Hilfe 
würde in einer Adreſſe an Se. Maj. den König ſein, und dieſen Schritt 


einer großen 


nur Namens feiner Landsleute gegen ein Syſtem proteſtiren, welches die] Der Abg. Tweſten habe geſagt, es handle ſich hier nur um die Ab- 
kirchlichen Anſchauungen des 17ten Jahrhunderts in der Gegenwart zu accli⸗ſchaffung des Geſangbuches. In dieſer Desiehung bemerke er, daß der Ober: 
matifiren ſtrebe. Er bitte aus dieſem Grunde, für den Antrag der Comes kirchenrath den eingeführten Anhang bereits jel 
million zu ſtimmen. (Lebhaftes Brav 5 0 K ! N 
bg. Zweiten: Der König ſei als Landesherr Oberhaupt der Kirche, ſei, begreife er allerdings nicht, da er aus Delitzſch gehört, daß Niemand ihn 
nicht als Mitglied der Kirche. Daraus folge, daß der Cultusminiſter für kaufe; es müſſe ſich alſo wohl ein anderer Liebhaber gefunden haben. 
ſeine Handlungen in Bezug auf kirchliche Angelegenheiten eben fo gut ver: | (Große Heiterkeit.) Es handle ſich aber hier um die wichtigere Frage: ob 
antwortlich ſei, wie jeder andere Minifter innerhalb feines Reſſorts. Nicht der vom Oberkirchenrath 1 Rechtsgrundſatz zu Recht beſtehe, daß 
deshalb ſei das Haus nicht competent, weil es ſich überhaupt nicht um kirche | nämlich dem Landesherrn a 8 
liche Angelegenheiten kümmern dürfe; es könne ſehr wohl urtheilen, was gebühre, und der Gemeinde nur eine auf ſachlichen Gründen beruhendes 
geeignet fei zu ſeiner Entſcheidung; alſo könne man auch auf Beſeitigung] Recht des Einſpruchs zuſtehe. Damit würde in die zu bildende Kirchenver⸗ 
Urchlicher Uebelſtände dringen. Hier jedoch liege die Sache anders. Das faſſung der evangeliſchen Gemeinden eine Beſchränkung ihres Rechtes für | 
Objekt eigne ſich nicht zur Entſcheidung des Hauſes. Die Rechtsverletzung] die Zukunft hineingetragen, und deßhalb ſei die Frage eine rein prinzipielle. 
ſei zweifelhaft. Art. 46 des Allg. Landrechts ſpreche von großen Kirchen] Daber müſſe dafür geſorgt werden, daß die wichtigen evangeliſchen Rechte 1 
Geſellſchaften, nicht aber von einzelnen Gemeinden. Ein ſächſiſches in der Zwiſchenzeit nicht verloren gingen. Die kirchlichen Behörden gäben | 
Recht gebe es nicht für uns; die ſächſiſchen Landesverfügungen ſeien bei der] den Petenten kein Gehör; deßhalb hätten ſich dieſe an das Haus gewendet, | 
preußiſchen Beſitzergreifung ausdrücklich aufgehoben. Er bedaure, daß gegen und er hoffe, daß ſie ſich nicht getäuſcht haben würden, daß das Haus ein⸗ 
die übliche Praxis verfahren ſei, daß man der Gemeinde ein mißliebiges treten werde für ihre gute Sache. Der Oberkirchenrath habe in anderen 
Geſangbuch octroyiren, veraltete Formen und damit auch den Geiſt einer | Fällen dieſes gute Recht anerkannt, und nur um den mittelalterlichen, in 
4 d Er ſei gewiß nicht dafür, unſere Büreaukratie übergegangenen Grundſatz der Infallibilität nicht preis⸗ 
daß man eine Gemeinde zwingen wolle, Lieder zu fingen, die Spott und zugeben, weigere ſich die kirchliche Behörde das gute Recht der delitzſchen 
Widerwillen herausforderken und zum Theil durch Rohheit des Ausdrucks Gemeinde anzuerkennen; man meine, die Autorität werde ſinken; aber die 
und des Inhalts das ſittliche Gefühl verletzten. Er finde es alſo auch be: Autorität ſinke eben dann, wenn ſie auf kein ſittliches Fundament, wenn ſie 
greiflich, wenn das Haus dagegen ſich aussprechen wolle. Aber das Haus nicht auf die Wahrheit ſich ſtütze (Bravo). - 
ſei keine Synode, kein Concil, könne nicht über Einführung eines Geſang⸗ Er erinnere ferner an die Verordnung wegen Einführung der Agende, 
buches sprechen; das find Sachen eines geiſtlichen Coneils. Man müſſe auf wo die Cabinetsordre dahin ergangen fei, daß die Agende nur dort einge: 
den Erlaß organischer Geſehe über die Organifation der Kirche, auf die Aus⸗ | führt werden folle, wo die Gemeinden fie freiwillig ‚annähmen. Als ſpäter N 
9 8 Arie 15 der Verfaſſungs⸗Urkunde hinzuweiſen ſuchen. Er ſtimme die Geiſtlichen die Einführung der Agende doch hier und da theils durch 
r Tages⸗Ordnung. 
Abg. Schulze (Berlin): Die Vorfrage ſei allerdings bei der Entſchei- von Berlin energiſch gegen Octroyirung ohne Mitwirken der Gemeinde pro: 
1 e um eine res interna oder externa der evangel.] teſtirt. (Der Redner verlieſt den Proteſt.) Der Magiſtrat von Berlin ſei 
Kirche handle. Nach feiner Meinung könne von einem internum bier nicht aber auch keine kirchliche, ſondern eine bürgerliche Behörde geweſen; ber 
die Rede fein. Es handle ſich hier nicht blos um die Einführung eines Ge: Beſchluß des Haufes werde in derſelben Weile dafür ſorgen, daß der freie 
ſangbuches, ſondern um die wichtige Frage, ob einer Gemeinde, ohne ſie evangeliſche Geiſt in der Gemeinde erhalten werde. (Lebhaftes Bravo.) 
vorher zu hören, ein durch das Landrecht garantirtes Recht entzogen werden | — Der Cultusminiſter v. Mühler meldet ſich zu einigen factiſchen Bemer⸗ 
könne. Die Gemeinde habe nie etwas anderes verlangt, als das geſeßlich kungen: Durch die Reglements von 1849 und 50, durch welche die Entwicke⸗ 
garantirte Recht zu wahren, während man von anderer Seite davon aus⸗ lung des Oberkirchenrathes angebahnt ſei, ſei beſtimmt, daß in allen inneren 
q Nicht die Gemeinde, fondern der Herr Mi⸗ | Ungelegenbeiten der Oberkirchenrath nicht mit dem Miniſterium concurrire, 
niſter habe die Inſtanz des Oberkirchenraths angerufen. Die Gemeinde habe Was die Agende betreffe, jo hätten allerdings die betreffenden erſten Erlaſſe 
ſich aber nicht verführen laſſen, und ihren Standpunkt feſtgehalten; fie habe in dem Jahre 1822 ihre Einführung von dem freien Willen der Gemeinde 
orderung auf eine Kritik des Geſangbuches nicht eingelaſſen. abhängig gemacht; dagegen ſei fie im Jahre 1829 obligatoriſch geworden. — 
flicht des Staates, jeder anerkannten Religionsgeſell⸗ | Ref. N 5 1 
elbſtbeſtimmung, ihre geſetzliche Stellung zu garan- Stellung des Oberlirhenrathes zur Verfaſſung der evangeliſchen Kirche und 
Beſonders ſei dies bei der evangel. Kirche der Fall, die wünſcht, daß der gegenwärtige Cultusminiſter, wie der frühere, ſich freie 
overnment habe. Die] Hand über die innern Angelegenheiten derſelben behalte, daß er nach dem 
und geſetzmäßige] Reglement von 1849 und nicht nach dem von 1857 verfahre. — 
„Gen hörden gegenüber zu Der Schluß der Debatte wird hierauf wiederholt ausgesprochen. Abge⸗ 
wahren. Er theile die Meinung des Vorredners, daß die evang. Kirche noch | ordneter v. Vincke dankt dem Ref. in einer perſönlichen Bemerkung für die 
ungs⸗Urkunde verlange, eine ſelbſtſtändige Verfaſſung] parlamentariſche „Urbanität“, die er in dem Vorwurf der Unwiſſenheit be⸗ 
habe, aber entgegen deſſen Schlußfolgerungen glaube er, daß gerade deshalb, wieſen. — Man geht zur Abstimmung. Für den Uebergang zur Tagesord⸗ 
weil die Beſeitigung der vorhandenen Unvollkommenheiten in nicht allzu nung ſtimmen nur die polniſchen Abgeordneten, ein Theil der katholiſchen 
naher Ausſicht ſtehe, man dies Recht der evangel. Gemeinden um fo derber Fraction, der Abgeordnete Binde u. A. Derſelbe iſt abgelehnt. Ueber 
und ernſter wahren müſſe. (Lebhaftes Bravo.) Der Redner geht darauf den Commiſſionsantrag ſtimmt man nach dem Antrage von Schneider 
näher auf die Petition ein und deducirt aus dem Geſetz und der kirchlichen (Wanzleben; Schulze (Berlin) u. A. mit Namens aufruf ab. (Während der 
1 daß die Mitwirkung der Gemeinden bei liturgiſchen Ein⸗ Rede des Ref. ſind die Miniſter Graf Itzenplitz, v. Roon, Graf Lippe, 
richtungen geboten ſei. 


veralteten Zeit wieder heraufbeſchwören wolle. 


dung dieſer Sache, ob es ſich 


gehe, die Sache zu verſchieben. 


ſich trotz der Au 

Es ſei eine volilſche 
ſchaft das Recht der 
tiren. (Bravo.) 
principiell ein größeres und recht eigentliches Selk 
Landesvertretung habe alſo die P 
Recht der evang. Gemeinden der Willkür der Kirchenb 


nicht, wie es die Verfa 


feſſionen gegenwärtig ſeien. 


gions⸗Geſellſchaften zu wahren. 
Eintracht der verſchiedenen Confeſſionen geboten. 


könne. Es ſei behauptet worden, 


ſt als ſchlecht anerkannt 
und erklärt habe, daß er bald vergriffen ſein werde. Wie dies gekommen 


ein die Einfuhrung liturgiſcher Einrichtungen 


Ueberredung, theils durch Zwang herbeizuführen geſucht, hätte der Magiſtrat 


ichter giebt eine kurze Ueberſicht der rückläufigen Bewegung in der 


0 Er weiſt nach, wie ſogar das Recht der Gemeinde v. Jagow, v. d. Heydt eingetreten, die ra zum größeren Theile nad 
in dem Beſcheid des Oberkirchenraths zugegeben ſei. Er freue ſich, daß hier kurzem Aufenthalte den Saal wieder ver > ee 
nicht blos Mitglieder der proteſtantiſchen Kirche, fondern auch anderer Con: Mit Nein ſtimmen u. A.: Dr. Krebs, Dr. Libelt, von Lubinski, Mal⸗ 
U } N g Meinung nach hätten alle Mit: linckrodt, v. Maſſow, Plaßmann, v. Niebelſchütz, Oſterrath, Ottow, Rein⸗ 
glieder die Pflicht, die verfaſſungsmäßige Stellung der verſchiedenen Reli⸗ hardt, Dr. Reſpondek, v. Binde (Stargard), v. Richthofen (Striegau), von 
Es ſei dies ſchon durch das Intereſſe der Rönne (Glogau), Rohden, von Roſenderg⸗Lipinsky, Scheffer, Reichhorſt, 
au 1 2 ) ß doch manche] Schmidt (Paderborn), v. Stablewski, Graf Strachwitz, Winckelmann (Reck⸗ 
Mitglieder in dieſer Frage, wie auch früher, der Meinung fein könnten, fie linghauſen), Dr. Zehrt, von Arnim . v. Auerswald, Baier, von 
müßten ſich der Abſtimmung enthalten, ſo werde er, damit ſie nicht zu den Bonin (Genthin), v. Diederichs, Froning, Fubel a 


affen.) 


el, Funde, 


Gegnern des Antrages gerechnet würden, den Antrag auf namentliche Ab⸗ i i 8 1 i 
fü hehe ſtellen, und bitte, dieſe zu unterftügen. (Bravo.) ch Der Abſtimmung enthielten ſich: Caspers (Mayen), Ellering, Franoux, 


Cultusminiſter v. 


Dr. Koſch, Dr. Menzel, von Morawski, Reichenheim, Dr. Schulz (Borken), 


f Mühler: Der Streit bewege ſich um die Frage, ob Seibert, Tweſten. 

die Entſcheidung über die Controverſe zwiſchen den kirchlichen Behörden und Mil Ja ſtimmen u. A.: Graf Schwerin, Kühne, Waldeck, Gneiſt, 
Zahl von Gemeinde⸗Mitgliedern, von dem Haufe geübt werben | Beitzke, von Arnim⸗Templin, Behrend (Danzig), Dr. Becker, von Bockum⸗ 

; es handle ſich um eine allgemeine Rechts⸗ Dolffs, Dr. Booſt, Bresgen, Dahlmann, Dieſterweg, Duncker, Eberty, Dr. 

frage, in welcher das Haus befugt ſei, einen Ausſpruch zu thun. Dieſe Faucher, Dr. Freſe, Grabow, Gräſer, Gringmuth, Harkort, von Hennig, von 

1 Behauptung beruhe auf der Prämiſſe, daß die Gemeinde in dieſer Angelegen⸗ 

bätten die Petenten zuerſt zu thun. Er empfehle alſo Uebergang zur Tas heit die e eee 5 8 80 1 müſſe er beſtreiten. 

gesordnung. 5 Wenn von einer Kirchengeſellſchaft die Rede ſei, jo ſei darunter nicht allein | Dr, i 

| Der Cultusminiſter v. Mühler: Er wolle über die Competenzfrage noch die Zahl derer zu 1 8 1 5 dle als Glieder der Ea unde e 11 dow. ae Wage e e Techow, von 

einige Worte hinzufügen. Der Gegenstand der Petition ſei eigentlich eines gehörten dazu auch die Organe, welche für die Verwaltung des Gottes: x ' im 


Hoverbeck, Immermann, Lüning, Pariſius, Pflücker, Prince⸗Smith, Riebold, 
v. Rönne (Solingen), Rintelen, Runge, Dr. Rupp, v. Saucken⸗Julienfelde, 


aerſt, Dr. 
Das Reſultat iſt: 220 Stimmen mit Ja, 53 mit Nein, 11 haben ſich der 


Gegenſtand des innern kirchlichen Lebens. Es eriſtirten in Beziehung auf dienſtes vorhanden ſeien, und darauf weiſen die pofitiven Beſtimmungen des Abſtimmung enthalten, alſo: Annahme des Commiffionsantrages. 


dieſen Gegenſtand bereits ganz beſtimmte Prinzipien. Dies ſeien die De | Landrechts und auch die Bekenntnißſchriften h 
stimmungen des Allg. Landrechts. In den bereit® angeführten ss 46—49 darin beruhe, ob ein von dem Geiſllichen mit Genehmigung der kirchlichen 


Wenn nun der Streit 


Die zweite Petition iſt die der hieſigen Photographen Lehmann und 


Th. II. Tit. 11 deſſelben ſei geſagt, daß es Sache der Kirchengeſellſchaften ſei, Behörde eingeführtes Geſangbuch rechtmäßig eingeführt ſei, fo ſei das ei Conſorten, um Schutz photographiſcher Erzeugniſſe gegen Nachdruck. 
für ihren Gottesdienſt dasjenige einzuführen, was ihnen nothwendig erſcheine, Frage des len non (Widerſpruch). N Ne Die Commiſſion hat ſich dem Berichte, der in der vorhergegangenen Seſſion 


und daß der Staat nur darüber zu wachen habe, ob die Einführungen nichts was dem Staate und der Kirche gehöre, ſeien ſtreng auseinandergehalten und 


über dieſelbe Petition erftattet worden, vollſtändig angeſchloſſen und will 


egen den § 13 enthielten, alſo die Ehrfurcht gegen Gott, die Treue gegen ſes fei deshalb die Schlußfolge eine ſehr gewagte, daß man ſage: alles was Dan ber Regierung. zu Berüidfihtigung über den Nachdem fbermeifen. 
den König u. f. w. verletzen. Treffe eine Kirchengeſellſchaft Einrichtungen, das Conſiſtorium anordne, jei eine Anordnung des Staats. Hie 8 Der Regierungs⸗Commiſſar bat die Schwierigkeit der betreffenden Regelung 


die gegen dieſe allgemeinen Grundſätze verſtoßen, ſo würde der Staat die Frage ſei eine Rechts⸗ und Verf⸗Frage, welche innerhalb der kirchlichen Ger 
Macht baben, dagegen Einſpruch zu erheben. So lange aber dieſe Grenze meinde entſchieden werden müſſe und nicht zur Cognition des Suu gehöre. preußt 


nicht überſchritten ſei, reſpektire der Staat, beſonders auch nach den Beſtim⸗ 


N „ b 5 8 Der Schluß der Debatte iſt beantragt; eingetragen als Redner für den ez 
mungen der Verfaſſungs⸗Urkunde, die Freiheit und a e een el Commiſſions⸗Antrag ſind noch die Abgeordneten v. n en ap chen De unterſu 
hald der Kirchengemeinden der Alg en Gring⸗Muth, Gneiſt, Ritter u. A., dagegen 


Entſcheidung fällen wollte; es] Der Schluß wird angenommen. Eine kurze perſönliche Bemerkung u. ſ. w. ſei aus dem Bedürfniß hervorgegangen; die Theorie vom geiſtigen 
würde dies ein Prinzip von einer ſehr gefährlichen Tragweite fein, jeve an, des Abg. Rohden wendet ſich gegen den Abg. Schulze, den er dahin ver⸗ ö i Has gel b 5 
dere deltdionsgeſell de ine Staale würde von dieſem Prinzip gefährdet ſtanden, als habe er Mitglieder des Hauſes aufgefordert, ſich der Ab⸗ begrenzen. Die Commiſſion komme zu dem 


wen er un i Der vorliggenbe zul überf 
n er au eranlaſſung zu Streitigkeiten inner . 1 
geben könne. Das . len ſich 475 eines Uebergriffes ſchuldig machen, 
wenn es in dieſer Angelegenheit eine poſitive 


hervorgehoben und den geringen Erfolg eines einſeitigen Vorgehens der 
ſchen Geſetzgebung anerkannt. 
1 Michaelis: Die Commiſſion habe ſich mit ihrem Antrage auf 
chlüpfrigen Boden begeben. Sie habe nur die theoretiſchen Grund⸗ 
1 Weder der Rechtswiſſenſchaft noch der Volkswirthſchaft, 
noch der Philoſophie ſei es bis jetzt gelungen, den Begriff des geiſtigen und 
oe Eigenthums len der Unſere Geſetzgebung über Nachdruck 
Eigenthum ſei hinterher gehinkt. Das Aan de Eigenthum laſſe ſich nicht 
eſultat, daß das photogra⸗ 


fein, und er konne deshalb nur ebenfalls empfehlen, über dieſe Petition zur ſtimmung zu enthalten, was der Abg. Schulze als mißverſtändlich zurückweiſt. phiſche Produkt ein künſtleriſches ſei, namentlich mit Bezug auf das Arkan⸗ 


Tages⸗Ordnung überzugehen. 


Das Wort hat noch als Berichterſtatter der Abg. Richter: Die Petition gement. Das ſei aber nicht der Fall; der Photograph arrangire nur Neben⸗ 


ö er für den Commiſſions⸗Antrag. Er berichtet zunächſt über habe, da fie zum erſtenmale an dieſes Haus in feiner neuen Zuſammen⸗ inge, Toilette, Umgebung u. ſ. w. Man wirke auf die Sinne, aber Künſt⸗ 
„ ll in der er Gemeinde, wo der Ober⸗Kirchenrath | fegung gelange, eine wichtige Bedeutung ſowohl für das Haus, an fich leriſches habe er nicht bemerkt: namentlich nicht bei der Wiedergabe von 
das freie Selbſtbeſtimmungsrecht der Gemeinde reſpektirt habe. Dieſelbe Bes darüber erklären müfje, ob es in dieſer Frage ebenſo denke, wie die früheren | Perſonen. Mehr ſei geleiſtet in der Wiedergabe von Gemälden u. ſ. w. 
börde vertrete jetzt die mindeſtens übereilte Einführung des Delitz ſchen Ge Häuſer, als für den Cultusminiſter, ob er noch dieſelbe Anſicht habe als Aber gerade Inſtitute, die ſich darin auszeichneten, wie z. B. das Schauerſche, 
ſangbuches einſeitigerweiſe durch den Superintendenten der dortigen Ge⸗ Miniſter, wie früher als Juſtitiarius des Oberkirchenraths. (Hört! Hört!) hätten bis jetzt noch nicht um Schutz petitionirt. Der Schwerpunkt der 


meinde. Er könne ſich der Anſicht des Oberkirchenraths nicht anſchließen. 


Das Uebertragungsrecht an die kirchlichen Behörden habe keine ſo ausge⸗ lung zu verhandeln. 


debnte Bedeutung, um das freie Selbſtbeſtimmungsrecht der Gemeinden in unterſcheiden. 


Er theile die Scheu, religidſe Angelegenheiten in dieſer politiſchen „Petition liege wohl darin, daß die Photographen wünſchten, das Monopol 
Als Proteſtant aber aufe er Yan en auf die Anfertigung von Porträts „berühmter“ Perſönlichkeiten zu haben. 
Er werde ſich ſehr hüten, religiöfe Fragen zum Gegenſtande Man wünſche ein Monopol für die beſſere Anfertigung ſolcher Porträts, 


lirchlichen Dingen vollſtändig zu vernichten. Luther ſelbſt habe dies Recht einer Diskuſſion machen zu wollen; aber die Kirche ſei eben nur der Körper wolle alſo die armen Schlucker, die nicht ſo gute Inſtrumente hätten, unter⸗ 


dem Landesherrn und ſeinen Behörden nicht einräumen wollen. Das litur⸗ und die Religion der Geiſt. 


Die Kirche ſei eine Corporation im Staate drücken. Das ſei unrecht. Noch ſei Niemand unkergegangen, weil er gute 


giſche Recht namentlich jei kein Majeſtäts⸗, ſondern ein Gemeinderecht. Ebenſo |und partizipire daher an den im Staate getroffenen geſetzlichen Beſtimmun⸗ Photographien gemacht; es liege aljo kein praktiſches Bedürfniß zum Schutz 


verhalte es ſich mit dem Geſangbuch. Durch das ſächſiſche landesherrliche gen. Auch über die evangel. Kirche, wie über alle 


Corporationen im Staate vor; die Concurrenz müſſe frei bleiben. (Bravo.) 


Reſtript vom 7. Februar 1793 ſei der Grundſatz feſtgeſtellt, daß neue Ge⸗ enthalte das Landrecht geſetzliche Beſtimmungen und deshalb könne auch hier“ Abg. Duncker (für den Comm.⸗Antrag): Die Geſetzgebung müſſe au 

fangbücher den Gemeinden wider ihren Willen nicht aufgedrängt werden darüber verhandelt werden. Man habe eingewendet, es handle ſich um keine ein zukünftiges Bedürfniß beachten. Der Maler 5 ehen 
dürften. Der $ 46 Th. II. Tit. 11 des allg. L. R. könne ebenfalls nichts innere Frage, und daher die Competenz des Hauſes beſtritten. Eine innere graphien eines europäiſchen Rufes genbſſen, bätte ſich mit einer ähnlichen 
anderes beſtimmen, als die freie Selbſtbeſtimmung der Gemeinden in Eich: Frage würde es aber nur fein, wenn das Haus eine Entſcheidung über den Petition an die ſächſiſche Kammer gewandt. Das Weſen der Photographie 
lichen Angelegenheiten. Wem das Bekenntniß aber werth ſei, der werde noch Werth und die Beſchaffenheit der Lieder treffen wollte. Es handle ſich hier ſei freilich mechaniſch, aber dennoch könne fie rein geiſtige Producte, Kunſt⸗ 
weniger das liturgiſche Recht dem Landesherrn und deſſen Behörden über⸗ weder um die Andacht, noch um die Aeſthetik, noch überhaupt um das Innere werke hervorbringen. Auf die äſthetiſche Qualität komme es bei den Nach⸗ 


weiten, In der augsburgiſchen Confeſſidn ſei dies nicht geſchehen (der Ned» des Gottesdienſtes, ſondern um die einfache Frage: W 
N Y die betreffenden Stellen derſelben). Die Petenten hätten daher |in einer evangel. Gemeinde ein neues Geſangbuch eingeführt werden ſoll? Portrait müſſe jedenfalls geſchützt werden, ſo wolle es auch das engliſche 


ner verli 


as iſt Rechtens, wenn drucksgeſetzen überhaupt nicht an, ſondern auf das geiſtige Erzeugniß. Ein | 


eine gerechte Beſchwerde, da ihnen ein poſitives Recht verſchränkt worden ſei] Der Abg. v. Vincke gehe irrthümlicher Weiſe immer von der Vorausſetzung Gejes. Die Comm. wolle der Regierung keine beſtimmten Linien ziehen, im 
und ſie in den verſchiedenen e keine Abhilfe gefunden. Endlich | aus (lebhafte Zuſtimmung), es handle ſich um eine Frage über das Innere] Allgemeinen aber wolle man der Ka den Gegenſtand als wichtig eins 


komme dazu, 0 die kirchliche 


ebörde in dieſer Sache Richter und Partei des Cultus. Er habe außerdem gejagt, der Miniſter ſei nicht der Vorgeſetzte pfehlen. — Abg. v. Sybel: Das Bedürfniß habe ſich ſchon öfter gezeigt. 5 


in einer Petſon ſei. Man könne das kirchliche Bewußtſein nicht mehr ver⸗ des Oberkirchenraths und werde im Falle der Ueberweiſung die Petition ad Hervorragende Photographen hätten ſich ihm ähnlich geäußert, wie Beten; 


letzen, als wenn man die liebgewordenen Geſangbücher der Jugend der Ger acta legen müſſen. 
meinde als unbrauchbar und ſchlecht entziehe, wie dies in Delitzſch geſchehen alle Verfaſſungsangelegenheiten der evangel. Kirche gemiſchten 


Dies verrathe eine große Unwiſſenheit, da bekanntlich er habe in Anbetracht der Kürze dieſer Seſſion auf die Winterſeſſion ver⸗ 5 


Inhalts ſeien wieſen. Gerade die großen Photographen empfänden das Bedürfniß, gegen 


ſei. Die neuen Geſangbücher, wie das eiſenacher u. dergl. böten aber keinen und theils vom Oberkirchenrath, theils vom Cultusminiſter in Uebereinſtim- die Nachahmungen unbedeutender Copiſten in ihrem Gewerbe geſchußt zu 


Erſatz. Die Frucht der Einführung derartiger aufgedrungenen Lieder ſei, mung beider behandelt würden. Auf Grund der eigenen Reſſortbeſtimmun⸗ 
e 


daß fie im ſpäteren Leben nicht mehr geleſen würden. Man ſcheuche durch gen 


werden. Er ſtimme für den Comm.⸗Antrag. — Juſtizminiſter v. d. Lippe: 


N i der Cultusminiſter befugt, nachzuſehen, ob ein verfaſſungsmäßiges Die Frage, ob Photographien geſchützt werden müßten, ſei bereits Gegen⸗ 
die Zumuthung des Anhanges die gläubigen Chriſten geradezu zurück, (Bravo). Recht der evangel. Kirche verletzt worden ſei. Der Abg. v. Vincke habe die tand pet Kehren ar der artſſiſche 5 literariſche Sachverſtaͤn⸗ 


| Er erwarte allerdings nicht viel von dieſer Diskuſfion über die Competenz Petenten ferner an den König, als das Oberhaupt der evangel. Kirche, ver⸗ 


digen⸗Verein hätten ſich dahin ausgeſprochen, Photographien ſeſen dis jetzt 


oder Nichtcompetenz des Oberkirchenraths, da dem Geſangbuch durch die wieſen; dies ſei aber ein Gnadenweg, und die delitzſcher Gemeinde nehme nicht als Producte der Kunſt zu betrachten. Aendere ſich dieſe Anſicht ſpä⸗ 


Octroyirung des Nachtrags bereits der Stempel der Verwerflichkeit durch den keine Gnade, ſondern ein klares Recht in An 
Staat und die kirchlichen Verwaltungsbehörden aufgedrückt ſei. Er wolle daher von dem Staatsminiſterium. (Bravo.) 


ſpruch, und beanſpruche dies ter, fo werde man auch daran denken, Geſetze zum Schutze zu entwerfen. 1 


Abg. Michaelis: Auch wenn mehrere Petitionen vorlagen, würde er 5 f 
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nicht in Verbindung 


leine beſtimmte Ueberzeugung in dieſer Beziehung. Was den inneren 
dieſer en e betreffe, ſo vermi 


zu Schulzenämtern zugelaſſen worden. 


darin keinen Beweis des Bedürfniſſes erkennen. Daß Bedürfniſſe durch 
andere Gründe bewieſen werden, als durch Petitionen derer, welche auf ſo 
wohlfeilem Wege ein Monopol zu erlangen wünſchten (Bravo). 

Abg. Faucher: Seien die Porträts erſt Monopol, dann würden be⸗ 
rühmte Perſönlichkeiten überlaufen werden, mit dem Geſuch, Modell zu ſte⸗ 
hen, und ſo würden ſie wohl gar in den Verdacht kommen, bezahlt worden 
zu ſein (Heiterkeit). Uebrigens könne Einem gerade auf photographiſchem 
Wege ein Porträt förmlich geſtohlen werden (Gelächter). Die Photographie 
ſei inſofern der Buchdruckerkunſt ähnlich, als der Photograph nicht der 
Schriftſteller, ſondern nur der Setzer oder Drucker ſei; Setzer und Drucker 
würden aber nicht geſchätzt, nur der Schriftſteller. Der Photograph bedürſe 
keiner geiſtigen Anſtrengung, ebenſowenig die Natur, und wer dem Photo: 
raphen ſitze. Der Commiſſions⸗Antrag könne nun zur Monopoliſirung von 
Porträts führen. 

Ref. Aßmann; Unter Umſtänden ſein Photographien Kunſtwerke; na⸗ 
türlich gebe es auch ſchlechte; aber das finde ſeine e alle 
Zweige der Kunſt. — Das Haus geht mit großer Mojorität zur Tagesord⸗ 
nung über; verwirft alſo damit den Commifſton⸗Antrag auf Ueberweiſung. 

Die hiernächſt zur Verhandlung kommende Petition iſt die bekannte Bei⸗ 
lage des Rabbiner Sutro (und im Anſchluß an dieſe die des Gerichts⸗ 
Aſſeſſors Behrendt) wee der ſtaatsbürgerlichen Rechte der Juden, ihrer An⸗ 
ſtellungsberechtigung als Richter, Lehrer u. ſ. w. Die Commiſſion bean⸗ 
tragt bekanntlich Ueberweiſung an die Staatsregierung zur Abhilfe und in 
der Erwartung, „daß die im Reſſort des Juſtiz⸗ und Cultusminiſterii noch 
aufrecht erhaltenen verfaſſungswidrigen Beſchränkungen der Anſtellungs⸗ 
fähigkeit der —.— endlich beſeitigt werden. . 

Der erſte Redner iſt Abg. Plaß mann (gegenden, Commiſſions⸗Antrag). 
Er glaube, daß die Zulaſſung der Juden zu Richterämtern aus der Ver⸗ 
faſſung nicht hergeleitet werden könne, und wenn das nicht der Fall, ſo 
dürfe man dieſes Recht neben der Ie nicht herſtellen. In keinem 
Staate hätten die Juden ein ſo ausgedehntes Recht auf die Staatsämter, 
alsbei uns. Der Ark. 4 der Verf. ziehe ſich ſelbſt eine Schranke, die ſchon nothwen⸗ 
dig in der Natur der Sache liege, welche im Art. 14 näher feſtgeſetzt werde. 
In Berückſichtigung, daß das richterliche Amt mit der Religion im Zujam- 
menhange ſtehe, liege es nicht im Simme der Auffaſſung des Volkes, der 
Petition Folge zu geben. Der chriſtliche Schwörende würde ſich von einem 
Juden die „Eidesworte“ vorſagen laſſen müſſen, und das wärde eine „Pro⸗ 
ſanie.“ Der Eid ſei nicht blos eine Formel, bei deren Unwahrheit der 
Staat mit Strafe eintrete, denn ſonſt würde man Gott aus der Formel 
weglaſſen können und ſagen: ich ſchwöre bei der Verfaſſung ıc, Aber man 
habe die Kirche mit herein gezogen, um auf das Gewiſſen des Schwörenden 
einzuwirken, daß er die Wahrheit 4 Der einzige Ausweg wäre der 
fein, chriſtliche Eide durch chriſtliche Geiſtliche abnebmen zu laſſen, und dar⸗ 
auf werde man jetzt nicht eingehen können, weshalb er ſich gegen den Com⸗ 
miſſtons⸗Antrag erkläre 

Abg. Dr. Koſch: Dieſe Petition habe ſchon oft dem Haufe vorgelegen: 
daß ſie heute wieder vorliege, ſei ein Beweis dafür, daß unſere Verfaſſung 
noch lange nicht eine Wahrheit ſei. Der Rechtsgrundſatz: gleiche Pflichten, 
gleiche Rechte, habe allerdings Eingang in unſere Verfaſſung gefunden; die 
Wirkung dieſes Grundſatzes fehle noch. Er müſſe mit freudiger Anerken⸗ 
nung von den Reſcripten der früheren Miniſtern des Innern und der Fi⸗ 
2 ai ſprechen, aber die Reſeripte des Cultus miniſters und der Juſtiz 
exiſtirten heute leider noch und ſeien geeignet, das Rechtsbewußtſein des 
olkes zu verwirren. Gegen dieſe Reſcripte ſejen die Petitionen gerichtet. 
Er als Jude wolle hier laut und öffentlich vor dem ganzen Lande Einſpruch 
gegen die Verletzung ſeiner und ſeiner Glaubensgenoſſen Rechte erheben und 
von dem Abgeordneten⸗Hauſe die Herſtellung derſelben fordern. „Unſer 
Recht iſt auch ihr Recht und indem ſie unſer Recht vertheidigen, vertheidi⸗ 
gen fie auch das ihrige.“ Man möge den 5 der jüdiſchen 1 5 

etrachten; fie haben ihre Jugend daran geſetzt, um eine ehrenvolle vauf⸗ 
bahn zu erreichen, und am Ende dieſer Laufbahn weiſt man ſie zurück und 
ſie erlangen das Bewußtſein, daß ſie ihre Jugend umſonſt geopfert haben, 
oder fie müſſen im Widerſpruch mit ihrem Innern durch die Taufe ſich von 
ihrem Glauben losſagen. Er ſage es aus ſeiner Erfahrung: ein getaufter 
a ſei noch lange kein guter Chriſt! Im Jahre 1812 jet das Emancipa⸗ 

onsgeſetz für die Juden ergangen und Art. 12 der Verfaſſung habe alſo 
feinen Urſprung ſchon vor 50 Jahren erhalten, Wolle man beſtreiten, daß 
das Reſcript des Juſtiz⸗Miniſters verfaſſungswidrig ſei, nun jo nenne er 
daſſelbe geſetzwidrig, denn das Geſetz vom 6. April 1848 eriftire heute noch. 
Das Geſetz über die Gleichberechtigung der Juden ſei durch den Eid unſerer 
Könige geheiligt worden, und dieſes hätte nicht fo lange auf ſeine Ausfüh⸗ 
rung warten ſollen. Deshalb fordere er das Haus auf, einſtimmig dem 
Commiſſions⸗Antrage beizuſtimmen. 

g. Dr. Zehrt: Wenn das Haus den Juden zu ihren verfaſſungmä⸗ 
ßigen Rechten verhelfe, ſo dürfe dies nicht mit einer Beeinträchtigung der 
Rechte der chriſtlichen Unterthanen des Staats geſchehen; er müſſe aber be 
baupten, daß durch die Ausführung des Comm.⸗Antrages den christlichen 
Unterthanen ein ſchreiendes Unrecht zugefügt werde. — Im weſtfältſchen 
Frieden ſei die Schule als ein annexum exereitii religionis hingeſtellt, und 
dieſes Verhältniß babe ſich bis jetzt noch nicht geändert. Die Juden hätten 

ar keinen Anſpruch auf die bis jetzt beſtehenden Schulen, wenn ihnen ein 
nſpruch darauf nicht ſtatuariſch garantirt wäre. Die Schulen ſeien ſtif⸗ 
tungsmäßig eingeſetzt, um die Zwecke der Familie, der Kirche und des Staa⸗ 
tes zu erfüllen. Wenn die Schulen auch unter der Aufſicht des Staates 
ſtänden, jo ſeien fie nicht reine Seaats⸗Anſtalten, weil ihr Urſprung ein 
ganz beſonderer ſei. Viele Lehrgegenſtände gebe es, die mit der Religion 
ſtänden, aber es ſei nicht geſagt, daß ſie nicht mit 
der Religion in Verbindung gebracht werden könnten. Es ſei hier ſchon an⸗ 
geführt, daß das Einmaleins weder chriſtlich noch jüdiſch ſei, allein es komme 
doch vor, daß z. B. Exempel in einer Form aufgegeben würden, welche ſie 
mit der Religion in Verbindung brächten (Heiterkeit). Man werde eine 
Feindſeligkeit gegen die Juden hervorrufen, wenn man zu ihren Gunſten 
den Rechten der Chriſten zu nahe trete, und deshalb bitte er um Verwer⸗ 
fung des Comm.⸗Antrages. 1 
Abg. Pflücker zum erſten Theile des Commiſſionsantrags: Den Rechts⸗ 
punkt werde er nicht berühren; dieſer ſei im Berichte aufs Klarſte erörtert. 
Er glaube im Namen einer großen Mehrheit ſeiner Berufsgenoſſen ſein Ber 
dauern darüber ausſprechen zu müſſen, daß neben ihnen noch eine Anzahl 
von Berufsgenoſſen ihrer verfaſſungsmäßigen Rechte beraubt ſeien. (Der 
Redner iſt auf der Tribüne faſt gar nicht zu verſtehen) Die Berufung der 
Regierung auf Art. 14 der Verfaffung ſei rechtlich vollſtändig unhaltbar. Er 
ee nicht die Bedenken, daß das hrüllihe Bewußtſein fich gegen die Abnahme 
eines Eides durch einen jüdiſchen Richter erklären werde; es werde, wie bis⸗ 
er, Keiner fragen, ob der vereidigende Richter ein Jude oder Chriſt ſei. Schon 
jetzt gäbe es viele Richter jüdiſcher Abſtammung, die durch ihre Taufe doch 
nicht die Phyſiognomie verloren und doch no keinen Anſtoß gegeben hätten. 
Die Juden befänden ſich auch den chriſtlichen ichtern gegenüber in derſelben 
— — Er ſei der Meinung, daß ſeine christlichen Collegen, von denen viele 
jüviſchen Collegen vorgezogen worden ſeien, mit ſchweren Gefühlen ſich auf 
einen Stuhl fegen müßten, der einem andern gehöre. Er empfehle die An⸗ 
nahme des Commiſſionsantrages. — Abg. Schulz (Borken): Die Frage der 
Anſtellungsfähigkeit jüdiſcher, proteſtantiſcher und latholiſcher Lehrer habe nur 
eine Bedeutung, wenn die Aſpiranten wirklich confeſſionell geſinnt ſeien. Da⸗ 
von müſſe man aber ausgehen. In rechtlicher Beziehung neige er ſich der 
Anſicht zu, daß nach den beſtehenden Geſetzen jüdiſche Lehrer einen Anſpruch 
auf Anſtellung an höheren Lehranſtalten noch nicht haben er habe 1 Aa 
er 
e er in dem Commiſſions⸗Bericht 
eine ausreichende Inbetrachtnahme des Erziehungs momentes der Schule. 
Das Volk wolle im Großen und Ganzen eine chriſtliche Erziehung des heran⸗ 
wachſenden Geſchlechtes; eine ſolche ſei aber nur durch christliche Lehrer möglich. 
Auf der Schule diene auch jeder Unterrichtsgegenſtand als Erziehungsmittel. 
Deshalb ſtimme er bei der jedenfalls zweifelhaften Rechtsfrage gegen den 
betr: Theil des Commiſſions⸗Antrages. 

Abg. Graf Schwerin: Die heutige Verhandlung ſei ſchon oft Gegen⸗ 
ftand der Discuſſion in dieſem Haufe geweſen, und er habe ſeine Meinung 
über die Frage ſchon mehrfach kundgegeben. Heute habe ſein Wort alſo 
nur noch den Charakter eines Zeugniſſes dafür, daß er noch gegenwärti 
bei ſeiner Anſicht feſtſtehe. Seiner Ueberzeugung nach ſei die Frage, o 
Juden zu Richterämtern zuzulaſſen ſeien, zu entſcheiden, ohne Rückſicht auf 

ympathien oder Antipathien, fie ſei lediglich eine Rechtsfrage (Bravo). 
Seine Anſicht gehe dahin, daß der preußiſche Staat kein Recht habe, die 
den von den Richterämtern ferner auszuſchließen (Beifall). Das Mini⸗ 
terium, dem er angehört habe, habe den Grundſatz adoptirt, daß die Ver⸗ 
faſſungsbeſtimmung ein actuelles Recht ſei, und deshalb ſeiendie Juden nicht nur 
zu ſtändiſchen Rechten, ſondern auch im Reſſort des Miniſteriums des Innern 
Für die Ausſchließung der Juden 

gebe es nur zwei Gründe: entweder müſſe man ſagen, das Richteramt ſtehe 
mit der chriſtlichen Religionsübung zuſammen. Er könne weder das Eine 
noch das Andere zugeſtehen. Die Function des Richters ſei, Recht zu 
sprechen, und dazu ſei der Jude ebenfv befähigt, wie der Chriſt. Auch die 
Einwendungen, welche hervorgehoben ſeien aus der Eidesleiſtung und aus 
der Verhinderung des Juden, am Sabbath fein Amt zu verſehen, könne er 
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ebenfalls nicht für Nun d. erachten. Wären ſie aber 4 — ſo halte 
er ſie für Nebenumſtände, die mit der Hauptſache in keinem Zuſammenhange 
ſtehen; es müßte dem Juden überlafien bleiben, Vorkehrungen zu treffen, 
daß er ſein Amt gehörig verſehen könne (Ruf: ſebr wahr ). Aus allen 
dieſen Gründen könne er zu keinem anderen Reſultate kommen, als daß der 
preußiſche Staat kein Recht habe, die Juden vom Richteramte auszuſchließen. 
Etwas anders ſtehe die Sache wohl in Bezug auf das Cultusminiſte rium. 
Es gebe eine große Anzahl von Stellen, die allerdings mit der Religions⸗ 
übung im nahen Zuſammenhange ſtänden, jo daß fie von Juden nicht ver⸗ 
waltet werden können. Aber es gebe auch innerhalb dieſes Reſſorts eine 
Menge von Lehrerſtellen, welche ſehr wohl von Juden verwaltet werden 
könnten, und deshalb glaube er auch in Bezug auf das Cultusminiſterium 
dem Commiſſionsantrage beitreten zu müſſen Cebhaſter Beifall). 

Juſtizminiſter Graf zur Lippe: Es werde von ihm, der er erſt neu an 
dieſe Frage herangetreten ſei, erwartet werden, daß er ſich darüber ausſpreche, 
wie er ſich zu dieſer Frage ſtelle. Er halte ſich an die Beſtimmung des 
Art. 4 der Verfaſſung, wonach die Richterämter jedem Befähigten verlie⸗ 
ben werden ſollen. Unter dieſem Ausdrucke werde man doch verſtehen müſ⸗ 
7 daß derjenige auch befähigt ſei, alles das vorzunehmen, was von dem 

ichter verlangt werde, und dazu gehöre auch die Eidesabnahme und vor 
der Abnahme die Verwarnung vor dem Meineide. Er wolle zugeben, daß der 
Eid kein Akt der Religionsübung ſei; er ſei aber ein veligiöier Akt, und fei 
dieſes anerkannt, ſo müſſe die Frage ventilirt werden, ob Jemand, der einer 
andern Religion angehöre, die erforderliche Warnung vor dem Meineide ma⸗ 
chen könne. Kein Chriſt werde durch eine Admonition eines a Rich⸗ 
ters ſich in feinem Gewiſſen überhaupt berührt fühlen. (Lebhafter Wider: 
ſpruch: oh! ob!) Der Deutſche ſei Bekenner entweder des katholiſchen oder 
evangeliſchen Glaubens, aber innerhalb derſelben wolle er von andern Cle⸗ 
menten nicht berührt werden. Bei der Verwarnung komme es darauf an, 
auf das Gemüth des Individuums zu wirken, und das könne nur durch 
einen Glaubensgenoſſen geſchehen. Verlange man, daß dies von einem Bes 
kenner eines andern Glaubens geſchehe, ſo würde dadurch die Rechtsverwir⸗ 
rung im Volke erweitert werden. Unter dieſen Vorausſetzungen könne er 
nicht annehmen, daß ein Jude zum Richteramte befähigt ſei. Es ſei darauf 
hingewieſen worden, daß die jüdiſchen Aſſeſſoren ſich am Ende ihrer Lauf: 
bahn befänden; fie ſeien aber ſämmtlich ſeit 1851 in die Carriere getreten, 
hätten alſo gewußt, unter welchen Bedingungen, und könnten deshalb ein 
wohlerworbenes Recht nicht geltend machen. Die Staatsregierung könne 
deshalb nicht weiter gehen, als fie gegangen fei; er könne nur wünſchen, daß 
der Antrag der Commiſſion nicht angenommen, ſondern zur Tagesordnung 
übergegangen werde. 7 

Cultusminiſter v. Mühler: Er wolle nur darauf Bezug nehmen, was 
über die Stellung der Lehrer an öffentlichen Schulen geſagt worden. Art. 12 
der Verfaſſung enthalte das Prinzip, daß Juden nach ihren Fähigkeiten 
gleich allen Staatbürgern zu öffentlichen Aemtern berechtigt ſeien. So lange 
aber kein Geſetz exiſtire, müßten die alten Beſtimmungen gelten. Das ältere 
Geſetz vom Jahre 1847 verordne nur, daß 1) bei akademiſchen Lehrämtern 
Juden in den Fächern der Medizin, Mechanik und Voltswiſſenſchaften; 
2) bei Fachſchulen, in denen es ſich nur um die Aneignung beſtimmter Jä⸗ 
higkeiten und Fertigkeiten handle, Juden gleichfalls als Lehrer zuläßig ſeien, 
und demgemäß ſei auch verfahren worden. Was aber diejenigen Schulen 
betreffe, in welchen es ſich um Bildung und Erziehung der Jugend handle, 
fo beſtimme das Geſetz von 1847, daß die Leitung und Beautfihtigung die⸗ 
ſer Schulen nicht in die Hände der Juden gelegt werden dürfe. Einzelne 
Fächer könnten fie trotzdem auch in dieſen Schulen bekleiden. — Man 
habe geſagt, nach dem allgemeinen Landrecht hatten unſere Schulen ihren 
früheren hiſtoriſchen, chriſtlichen Charakter verloren, da ſie Staats⸗ 
anſtalten geworden ſeien. Eine ſolche Erklärung ſei bis jetzt nicht zur An⸗ 
wendung gekommen. Der Staat habe allerdings das Recht der Oberauſſicht, 
aber noch habe Niemand daraus gefolgert, daß den chriſtlichen Schulen ihr 
hiſtoriſcher Charakter genommen ſei, und ſeiner Anſicht nach berechtige jener 
Artikel des Allgem. Landrechts überhaupt nicht zu einer ſolchen Auslegung. 

Die Vertagung ſowohl als der Schluß der Debatte werden beantragt. 

Abg. Parriſius (Brandenburg) beantragt zur Frageſtellung, daß der 
Präſident zuerſt über den Schluß abſtimmen laſſe, denn das, was die Mi⸗ 
niſter gegen die Commiſſionsanträge vorgebracht, ſei ſo wenig geeignet ge⸗ 
weſen, Jemanden gegen dieſelben einzunehmen (Heiterkeit), daß alle Mitglie⸗ 
der den Schluß mit Freuden begrüßen werden, um die wichtige Sache heute 
noch zun Austrag zu bringen. — Der Schluß wird angenommen. 

Abg. Ref. Aßmann: Die Bedeutung der heutigen Debatte liege in 
dem mächtigen Druck der öffentlichen Meinung, der ſich geltend machen ſolle. 
Praktiſch werde der Beſchluß augenblicklich nicht werden; auf die Länge aber 
werde man nicht mehr die Ausſprüche der öffentlichen Meinung als Mono⸗ 
loge hinſtellen können. Die gegenwärtige Lage der Sache Yei eben ein Spie⸗ 
gelbild unſerer verfaſſungsmäßigen Zuſtände überhaupt, wie denn ein frühe⸗ 
rer Ausſpruch im Hauſe ſehr richtig ſei, daß die Emancipation der Juden 
rg mit der freiheitlichen Entwickelung der Nation Hand in Hand gegangen 
ei. (Der Redner giebt darauf eine Geſchichte der verſchiedenen Stadien der 
Judenfrage.) Der Inhalt der Art. 4 und 12 ſei ſo einfach, daß er gar nicht 
ohne das Hineinziehen von Sympathien und Antipathien mißdeutet werden 
kann. Der Juſtizminiſter habe ſich ebenfalls auf dies Gebiet begeben, indem 
er die Vorhaltung bei Eiden als einen Hinderungsgrund bezeichnet. Dieſe 


Vorhaltung könne indeß auch vom Richter oder vom Zeugen abgeleſen wer⸗ 


den; eine andere Frage ſei die behauptete Gewiſſensverletzung des Zeugen. 

Dies ſei eben nur Sache der Sympathie. Der Juſtizminiſter möge auch 

heute Sympathien im Hauſe verletzt haben; daraus werde man aber doch 

nicht folgern dürfen, daß derſelbe unfähig zu ſeinem Amte ſei. (Andauernde 

3 Er bitte um möglichft einſtimmige Annahme des Commiſſions⸗ 
ntrages. 

Die Abſtimmung erfolgt zuerſt über den Antrag des Abg. Schulz (Bor⸗ 
ten) auf Streichung des Wortes „Cultus“ im Antrag der Commiſſion; für 
denſelben ſtimmte nur das Centrum und die Conſervativen. Darauf wird 
der Commiſſionsantrag mit ſehr überwiegender Majorität angenommen. 
. ſämmtliche liberale Parteien, die Polen und auch einige 

atholiken. 

Die Vertagung der andern noch auf der Tagesordnung ſtehenden Ge⸗ 
genſtände wird ohne Diskuſſion faſt einſtimmig beſchloſſen. — Präſ. Gra⸗ 
bow ſetzt die nächſte Sitzung auf Freitag 9 Uhr an, und ſtellt auf die Ta⸗ 
gesordnung die noch nicht erledigten Gegenſtände der heutigen Tagesord⸗ 
nung und die Berichte der Budget⸗Commiſſion über die Etats der directen 
und indirecten Steuern und über die Domänen⸗ und Forſtverwaltung. 


Abg. Parriſius (Weſthavelland) zur Geſchäftsordnung: Er beantrage, N 


die Berathung des Budgets für 1863 von der nächſten Tagesordnung abzu⸗ 
ſetzen, da er dem Haufe das Recht wahren wolle, darüber ſelbſtſtändig zu 
entſcheiden, ob es das Budget für 1862 und 1863 zu gleicher Zeit berathen 
wolle. Doch wünſche er nur, daß über dieſe Abſetzung das Haus ſich im 
Anfang der nächſten Sitzung ausſpreche. R 

Abg. v. Bockum⸗Dolffs bemerkt, in den Berichten der Budget⸗Com⸗ 
miſſion ſeien beide Etats für 1862 und 1863 hintereinander erörtert; das 
Haus werde alſo wohl bei der Berathung zu entſcheiden haben, ob es zu⸗ 
gleich über den Etat von 1863 mit beſtimmen will. 

2 iſt derſelben Anſicht: es bleibt alſo bei der Tagesordnung. 
Schluß der Sitzung 3½ Uhr. 


Breslau, 2. Juli. [Diebſtähle.] Geſtohlen wurden: Dorotheengaſſe 
Nr. 2 ein ſchwarzſeidener Frauenrock mit gelben Punkten, ein ſchwarzer 
Ihibetrod, ein branner und ein lila kattunener Frauenoberrock, eine weiße 
Bettdecke) ein geſtreiftes Inlett, mehrere Tücher und Schürzen; einer Frau, 
an der Ecke der Oderſtraße und des Ringes, aus der Taſche ihres Kleides 
1 Thaler 20 Sgr. 1 

Verloren wurde: eine Brieftaſche, in welcher ſich 7 Thaler in grei Kaſſen⸗ 


ſcheinen beſtehend, und eine auf den Commis J. Hartmann lautende Fremden⸗ 
Aufenthaltskarte befanden. 
Breslauer Sternwarte. 
1. Juli 10 U. | 27 7,94 | +10,0 W. 1. | Trübe. 
2. Juli 6 U. Morg.] 27 7,71 | +10,4 S. 2. Bedeckt. 


ee 
Breslau, 2. Juli. Oberpegel: 155.383. Unterpegel: 2 F. — 3. 


.... A A 0 EEE ANTENSR 
zelegrapbifche Courſe und Börſen⸗Nachrichten. 
Paris, 1. Juli, Mittags 1 Uhr. Zproz. Rente 68, 10. Credit⸗ 

mobilier 847. Oeſterr.⸗Franz. S Al —. 

London, 1. Juli, Nachm. 3 Uhr. Silber 61- 61%. Conſols 91%, 
Iproz. Spanier 43% excl. Div. Mexikaner 28%. Sardinier 31%. Sproz. 
Ruſſen 96. 4 proz. Ruſſen 91%, Hamburg 3 Monat 13 Mk. 8% Sch., 
Wien 12 Fl. 90 Kr. 

Wien, 1. Juli, Mittags 12 Uhr 30 Minuten, Beliebt. proz. 
Met. 70, 60. 4 proz. Met. 62, 50. Bankaktien 812 ex. Div. Nordbahn 
204, 50. 1854er Looſe 92, 25. National⸗Anleihe 82, 20, Staats⸗Eiſenb.⸗ 
Aktien⸗Cert, 254, —. Ereditaktien 219, 50. London 127, 30, Hamburg 


94, 50. R aris 50, 10. Gold ö Silber a ae) Eliſabetbahn 161, 50. 
Lomb. Eiſenbahn 284, 50. Neue Looſe 134, 50. 1860er Looſe 92, 50. 

Wien, 1. Juli. Bei der heute ſtattgehabten Ziehung der 1854r Looſe 
wurden folgende Serien gezogen: 183, „ 684, 719, 878, 1164, 1928, 
2528, 2695, 2788, 2861, 2967, 3002, 3007, 3397, 3463, 3760, 

Wien, I. Juli, Rahm. Bei der heut ftattgehabten Ziehung der Kreditlooſe 
wurden folgende Serien gezogen: 59, 161, 474, 799, 831, 860, 1133, 1286, 
1779, 2352, 2890, 3028, 3307, 3430, 3456, 3530, 3850, 3948. Haupttreffer 

elen auf Nr. 74 Serie 1779, Nr. 77 Serie 860, Nr. 19 Serie 3850, 


r. 67 Serie 1133. 

Frankfurt a. M., 1. Juli, Nachm. 2 Uhr 30 Minuten. Oeſterrei⸗ 
chiſche Effekten wurden in Folge höherer wiener Notirungen theilweiſe 
beſſer HR — Vollbezahlte neue Ruſſen 90%. — Schluß⸗Courſe: 
Ludwigsbafen⸗Bexbach 135%. Wiener Wechſel 92%. Darmſtädter Bank⸗ 
Aktien 217. Darmſt. Zettelbank 248. Sprz. Met. 53%. 4K prz. Met. 47%. 
1854er Looſe Ziehung. Oeſt. National⸗Anleihe 63. Deſterr.⸗Franz. Staats⸗ 
Eiſenb.⸗Aktien 228 coup. det, Oeſt. Bank⸗Antheile 757 excl. Div. Oeſlerr. 
Eredit⸗Aktien 201%. Neueſte öſterr. Anleihe 73. Oeſterr. Eliſabet⸗Bahn 
121 ex. Div. Rhein⸗Nahe⸗Bahn 33%. Mainz⸗Ludwigsh. Litt. A. 124%. 

Hamburg, 1. Juli, Nachm. 2 Uhr 30 Minuten. Börſe feſt. — 
Schluß⸗Courſe: National⸗Anleihe 63%. Oeſterr. Credit⸗Aktien 85%. 
Vereinsbank 101%. Norddeutſche Bank 94%, Rheiniſche 92%, Nordbahn 
63. Disconto 4. Wien 97, 37. Petersburg 30. 

Hamburg, 1. Juli. [Getreidemarkt.] Weizen loco ruhig, ab 
auswärts unverändert, ab Stettin und Königsberg Sapfd. 132 gefordert, 
ohne Beachiung. Roggen loco feſt, ab Königsberg pr. Juli⸗Auguſt 83—84 
gehalten, nur einzeln 1 Thlr. billiger zu machen. Oel loco 29%, pr. Okt. 
28%. Kaffee in Folge holländiſcher Berichte mehr Frage für farbige wohl⸗ 
ſchmeckende Kaffee 3. Zink 7000 Centr. Sept.⸗Okt. 12%, 1000 Ctr. Aug.⸗ 
Sept. 12%, 1500 Ctr. loco 120, 4000 Ctr. Sept.⸗Okt. 12%, Mk. 

Liverpool, 1. Juli. [Baumwolle.] 15,000 Ballen Umſatz. — 
Preiſe noch immer ſteigend. 


Berlin, 1. Juli. Die mit dem Eintritt des Quartal⸗ und Semeſter⸗ 
wechſels zunehmende Flüſſigkeit des Geldes äußerte ſich heute in einer merklich 
geſteigerten Thätigkeit aller Capitaleffecten. Sowohl in Eiſenbahn⸗Priori⸗ 
täten, als in inländiſchen und auch in ruſſiſchen Staatspapieren mehren ſich 
die Anlagen, und in manchen bei den Kapitaliſten beſonders beliebten Emiſ⸗ 
ſionen dieſer Papiere waren die Umſätze recht bedeutend, wenngleich aus den 
nur in ſehr er Grenzen variirenden Courſen derſelben eine lebhaftere Be⸗ 
wegung ſich ſelten erkennen läßt. Auch für verſchiedene Eiſenbahn⸗Actien 

ipte ich ein regeres Intereſſe, das aber nur bei wenigen Deviſen zu einem 
größeren Umſatze führte, Außer Oberſchleſiſchen, Lombarden und Mainzer 
iſt fast keine lebhaft gehandelt worden, doch war die Haltung allgemein feſter. 
die Coursrichtung meiſt höher und Inhaber in der Regel, häufig noch nach 
den kleinen Courserhöhungen, die ſich aus den Notirungen ergeben, zurüds 
haltender. Für Disconten iſt Geld gleichfalls ſchon flüjfiger, doch wurden 
auch feine Briefe theilweiſe noch mit 3% begeben. (B.⸗ u. 9.3.) 


DR Berliner Börse vom 1. Juli 1862. 


Div. 21 


1861) F. 
B. . 7,413 

0 | Tr 
dito Prior A. 


Fonds- und Geldeourse. 


Ereiw. Staats-Anlelhefd3 101 ½ bz. 
Staats-Anl. v. 1880, 52,4200 B. 


E 


Oberschles. 123½ bu. 
t 1523, & 163 ba. 


100 b. dito Prior E. — 3% — — 
dito 1859) 5 108 ½ ba. dito Prior C. — 7 0 
Stants-Schuld-Bch. . bz. dito Prior D. — | A |W br. 
Präm.-Anl. von 1885 bz. dito Prior H. — 841843, b 
Berliner Stadt-Obl. . 102%, G dito Prier F. — 4½ 10% @ 
ein-Taruow. 4 47 bz. 
Prinz-W. (St-V.)| % | 4 [60% bz 
Rh Bier 5 14 193% bz 
dito (8t.) Pr.) — | 4,102 B 
dito Prior... | — 482 @ 
dito III. Em. | — 48 ½% A . bz 
Rhein-Nahebabn | — | 41314, da. 
Buhrort-Orafeld, | 3441341914 G. 
Starg.-Posener . 4 3,99%, bz. (excl.B.) 
Thüringer 6% 4 119%, G 
Wilhelms-Bahn . | — 467 53. 
dito Prior — 14 191% bz 
diso III. Em. | — 4 — — 
dito Prior St. — 419% da. 
-- 94 bz 


Preuss, und ausl. Bank-Aetien, 


Ausländische Fonds, ri 
Oesterr. Metall, „...+] 6 185% bz.u.G. Berl. K.-Vorein . 9 4 118% d. 
dito Ber Pr.-Anl. 4 |Verloosung. Barl.-Hand.-Ges. 490% Kigkt. G. 
dito neue 100.-fl.-L. — |Verloosung, Berl. W.-Ored.-G.!— 5 
dito Nat.-Anleihe .| 5 |64%, & % bz Braunschw. Bank 4 | 4 180% ba. 
dito n. Whr. — 790% bz. Bremer ei 51 41 B. 
Busa.-e Anleihe . & /u5 etw. ba. u. G. Ooburg. Credit-A.| 3 | 4 72½ etw. bz. 
dito 8. Anleihe . . 5 86 bz. Darmst. Zettel-BE. 85 4 |99 B. 
dito poln. Gch.-Obl.] 4 J82½ G. Darmst.Oredb.-A.| 6 482 ½ bz. 
Poln. Pfandbriefe 4 — 080. Oreditb.-A. | — | 4 5% 4 % ba. u. B. 
dito III. Em. 4 181% etw. bzwB. || Diso.-Om.-Anthl. | 6 | 4 4% bz 
Poln. Obi, & 500 FI. . 4 193 br. Genf. Oroditb.-A.| 2 4 14T Kigkt. bz u. B. 
dito à 300 FI. 5 85% ba. Gerner Bank 5. 4 915 etw. bs. 
dito à 200 FL.|—|23% @. Hamb. Nrd. Bank| 5 [4 94 @. 
Poln. Banknoten....|— 87%, 4 % bau kh. „ Ver. „ F 4 101 @ 
Kurbesg. 40 Thlr.. — 57 B. „. „ 4 0 
Baden 35 EL. . . . .. . . I— JI, B. Leipaiger „ | 3 4 78½ bau. G. 
1 zes 2 10 | 7 99 5 @. 
E Mein.- Oreditb.-A 7 4887) B. 
1 erva-Bwg.-A.| — | 5 28. B. 
Asch-Dürgeld. 5 7 55% B. Oester, Ordtb.-A. 7% 5 eee br. 
Aach.-Mastricht. 84 1. P. ba. Pos. Prov.-Bank 51 4 |96 bz. 
Amst.-Bötterdam| % A 87% ba u. G Preuss. B.- Anthl| 47, 4141122 E. 
Borg.-Märkische | 64,| 4 [104% ba. Schl. Bank-Ver. 17 * 96 etw. bz. u. G. 
28 ro 4 115 u eg 2%| 4 157% Kigkt. be. 
Berl. ou . 1 150 15 mar, Zr — 481 B. 
or] er. 1204 b.excl.D, eehsel-Course. 
Broslau-Freibrg. | €} | 4 1125 G. % d 10 T. 14% bz 
Oöm-Mindener . 12% 2 178 etw. bz. dmMLf˙e nh. „„ M. 14% bz 
Franz.8t.-Bisenb. | 6 131 bz. (exclD )®) Hamburg T.] 182 bz 
Ludw.- Bexbach. | 8 | 4 |134 etw. ba. u. G. dito 2 N.] 180% bz 
-Halderst. .|22%| 4 300 bz. Londůeen 2 M. s. 21% be 
Magd.-Wittenbrg.] 1½ 4 43%, dz ars ennanene 80 ba. 
Mains-Ludw. A. | 7 4124 ½ da. Wien österr. Währ.|8 7,79%, bz 
Mecklenburger. 2%] 4 2 b. dito 75% bz 
Rette. Url 40 lat 8. ar 4 5 Eee 
W or 4 1 With 1 b. 
Zweilgb. | I 2, Frankfurt a. M. 56.28 ba. 
a ec Ba Fr] en Tetersbus W. dd bs. 4 11. 56 % bz 
Prior. — 24 ae Warschau T. 87 U. 
Oberachles. A. . 7,4:3%]152%, 4 153 ba. Breman T. 00% bz. 


*) Auf die laufenden Engagements in österr- französischen Staatsbahn-Actien werden 
von heute ab 2% Thir. Dividende pro Stück in Abzug gebracht. 
De — (© 


Breslau, 2. Juli. Wind: Süd. Wetter: bewölkt. Thermometer 
Früh 11 Wärme. Die Zufuhren von Getreide erhalten ſich in mittelmäßig 
utem Umfang und fanden, mit Ausnahme von Weizen, zu gut behaupteten 
Prei e d 9 
eizen blieb in matter Stimmung und kaum preishaltend; pr. 8öpfd. 
weißer 74—87 Sgr., gelber 74—85 & r. — Roggen feſter; pr. sah, 
53—56—59—61 Sgr. — Gerſte bei beſſerer Frage, höher bezahlt; pr. 
70pfd. 39-394 Sar., vereinzelt bis 40 Sgr. — Hafer feſt; pr. 50pfd. 
ſch ae 25% —27 Sgr. — Erbſen ruhig. — Wicken gefragter. — 
Bohnen ruhig. — Oelſaaten bei reichlichen Angeboten preishaltend. — 
Schlaglein wenig angeboten. 


Sgr. pr. Schff. Sgr. pr. Schff. 
Weißer Weizen 72—80—87 Erbſen. 45—48—53 
Gelber Weiſen .... 728086 Wicke .. 33--37—40 
Geringer u. blauſpitziger 64—70—78 Sgr. pr. Sackd 150 Pfd. Brutto. 
Sesle N 53—58—61 Schlagleinſaat . 160—185—210 
F 38—40—42 Winterraps 160 — 190 — 220 
Hafer . 23—25—28 Winterrübſen . . 206 —222.—242 


st 
Rohes Rübdl unverändert, pr. Ctr. loco 14% Thlr. Br., Sommer: 
monate 14 Thlr. Br., ha 13 Thlr. Br. — Spiritus pr. 100 Quart 
à 80 % Tralles loco 18% Thlr. Gld., Sommermonate und Herbit 18% Gld. 


Poſen, 1. Juli. Wetter: kühl. Roggen: etwas feſter. Get, — Wis: 
pel. Loco per d. Monat 44 bez. u. Br., Juli⸗Auguſt 43% Br., Auguſt⸗Sep⸗ 
tember do., September⸗Oktober 43% Br., 7 Gld., October⸗November 43% 
bez. u. Br., November⸗Dezember 43% Br. 

Spiritus: behauptet. Gel, — Ort, Loco per d. Monat 17% bey, 
Br. u. Gld., Auguſt do., September 17% Br., Oktober 174 Br., November 
17 Br., Dezember 16% Br. Hartwig Kantorowicz Söhne. 


2 Verantwortlicher Redacteur: Dr, Stein in Breslau. 
Druck von Graß, Barth und Comp. (W. Friedrich) in Breslau. 


